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ZUSAMMENFASSENDE ERKLÄRUNG 
gemäß § 10a BauGB 

zum Bebauungsplan „Haunshofen Ost II“ i. d. F. v. 26.02.2026 

1. Ziel und Zweck der Planung 

Die Gemeinde Wielenbach hat in seiner Sitzung am 15.09.2022 die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Haunshofen Ost II“ beschlossen. Mit der Aufstellung beabsichtigt die Gemeinde 
Wielenbach die Schaffung einer planungsrechtlichen Voraussetzung für die Ausweisung neuer 
Wohngebietsflächen im direkten Anschluss an bebaute Siedlungsstrukturen. 
 
Das Plangebiet befindet sich am östlichen Rand des Ortsteiles Haunshofen und schließt damit 
unmittelbar an das bestehende Wohngebiet „Haunshofen Ost“ an. Der Geltungsbereich um-
fasst die Flurstücknummern 533, 533/21, 533/22, Teilfläche (TF) 534/1, 534/2, TF 534/ 3 und 
810/6 (Gemarkung Haunshofen), er hat eine Fläche von ca. 1,0 ha. 
 
Die Erforderlichkeit des Bebauungsplanes begründet sich auf die anhaltende Nachfrage an 
Wohnraum, die vor allem von der jüngeren ortsansässigen Bevölkerung ausgeht. Um die junge 
Bevölkerung im Ort zu halten und um eine Abwanderung zu verhindern, wurden mögliche 
Standorte für Wohnbauflächen innerhalb des Gemeindegebietes untersucht. Die Standortal-
ternativenprüfung hat ergeben, dass andere Flächen bzw. Standorte (Stichwort: Innenentwick-
lungspotentiale), die sich für eine Wohnbebauung eignen würden, der Gemeinde Wielenbach 
nicht zur Verfügung stehen. Zudem decken die bisher bestehenden und die derzeit aufgestell-
ten Bauleitplanverfahren nur einen Teil der zukünftigen Nachfrage an Wohnbauland. Aus den 
oben genannten Gründen wird der vorliegende Bebauungsplan im Ortsteil Haunshofen aufge-
stellt (siehe Begründung Ziffer 5, Bedarfsprüfung und Flächenerhebung).  

2. Berücksichtigung der Umweltbelange  

Die Umweltbelange wurden im Rahmen einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB be-
achtet und die Untersuchungsergebnisse in einem Umweltbericht gemäß § 2a BauGB darge-
stellt. 
 
Die getroffenen Festsetzungen der verbindlichen Bauleitplanung zur Einbindung der Bebau-
ung in die Umgebung, zur Minimierung der Auswirkungen und zum Immissionsschutz vermei-
den wesentliche negative Umweltauswirkungen.  
Im Bauleitplanverfahren erfolgte eine detaillierte Ermittlung und Festsetzung von Ausgleichs-
maßnahmen in Anlehnung an den Leitfaden zur Eingriffsregelung in der Bauleitplanung (Her-
ausgeber Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen - StMLU - 
Jan. 2003). 
 
Das Plangebiet umfasst intensiv genutztes Grünland mit geringer naturschutzfachlicher Be-
deutung und ist durch angrenzende Wohnbebauung sowie landwirtschaftliche Nutzung bereits 
vorbelastet. Geschützte Arten oder wertvolle Lebensräume sind nicht vorhanden, sodass bau-
bedingte Störungen nur temporär auftreten und anlagebedingt lediglich ein Verlust geringwer-
tiger Grünlandflächen erfolgt. Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG sind bei Einhaltung 
der Vermeidungsmaßnahmen nicht zu erwarten. Bodenkundlich sind u.a. auch anthropogen 
geprägten seltene Niedermoorböden betroffen, wodurch es durch Bebauung und Versiege-
lung zu einem dauerhaften Verlust wichtiger Bodenfunktionen kommt; der unvermeidbare Ein-
griff wird im Rahmen der Eingriffsregelung ausgeglichen. Oberflächengewässer sind nicht be-
troffen, der Grundwasserstand ist ausreichend hoch, jedoch wird die Grundwasserneubildung 
durch Versiegelung reduziert; ein Entwässerungs- und Starkregenkonzept stellt eine geord-
nete Rückhaltung und Ableitung des Niederschlagswassers sicher. Klimatisch führt der Verlust 
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von Grünland zu geringfügigen mikroklimatischen Veränderungen, die durch Begrünungsfest-
setzungen gemindert werden. Das Landschaftsbild ist durch bestehende Bebauung bereits 
vorbelastet; die Planung verändert den Ortsrand, bindet diesen jedoch durch Ortsrandeingrü-
nung landschaftsgerecht ein. Eine Bedeutung für die Erholung besteht nicht. Baubedingt ent-
stehen temporäre Lärm-, Verkehrs- und Staubemissionen, betriebsbedingt sind nur geringfü-
gige zusätzliche Belastungen zu erwarten; schalltechnische und immissionsschutzrechtliche 
Gutachten bestätigen die Einhaltung der maßgeblichen Grenzwerte. Kultur- oder Sachgüter 
sind nicht betroffen.  
 
Insgesamt ergeben sich überwiegend Auswirkungen geringer Erheblichkeit, mit Ausnahme 
des Schutzgutes Boden, für das aufgrund des Eingriffs in anthropogen überprägte, seltene 
Niedermoorböden eine hohe Erheblichkeit festgestellt wird. Durch entsprechende Kompensa-
tionsmaßnahmen (Wiederherstellung von Streuwiesen) kann dieser Eingriff jedoch ausgegli-
chen werden. 

3. Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

Die Öffentlichkeit sowie die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden, ent-
sprechend den gesetzlichen Regelungen, im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffent-
lichkeit und der Behörden nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB sowie der öffentlichen Aus-
legung und der Beteiligung der Behörden nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB und mit einer 
erneuten Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 umfassend beteiligt. Einwendungen der Öffentlichkeit, 
sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange, insbesondere zu den Themen-
bereichen Flächeninanspruchnahme und Landwirtschaft, Standortwahl und Flächensparen, 
Ausgleichsmaßnahmen und Eingriffsregelung, Klimaschutz, Immissionen aus der Landwirt-
schaft, Eigentumsbelange und Landschaftsschutz wurden im Rahmen der Behandlung der 
Stellungnahmen durch den Gemeinderat diskutiert und abgewogen. 
 
Die Ergebnisse der Abwägung wurden – sofern änderungsrelevant – in den Bebauungsplan 
eingestellt. 

4. Planungsalternativen 

Da zum aktuellen Zeitpunkt keine anderen geeigneten Alternativflächen, insbesondere im 
Ortsteil Haunshofen zur Verfügung stehen (siehe Begründung Ziffer 5, Bedarfsprüfung und 
Flächenerhebung) sieht die Gemeinde Wielenbach nur die Möglichkeit den bestehenden 
Wohnbaulandbedarf bzw. die bestehende Nachfrage aus der einheimischen Bevölkerung über 
die Neuausweisung mit der hier vorliegenden Bauleitplanung zu decken. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gemeinde Wielenbach 
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Harald Mansi, 1. Bürgermeister   (Siegel) 


